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nen Ehefrau kann es rechtfertigen, ihr – umgekehrt – Nachteile zuzumuten, die sich
für sie im Einzelfall daraus ergeben können, dass das deutsche Sachrecht nunmehr
auch für eine zwischen den Eheleuten getroffene Vereinbarung einer Morgengabe
maßgebend ist.

So liegen die Dinge hier: Mit dem Wechsel des Ehewirkungsstatuts geht die Kl.
zwar der Vorteile einer ‚automatischen‘ Anpassung des als Morgengabe vereinbar-
ten Betrags an die iranische Geldwertentwicklung nach Maßgabe des iranischen
Index verlustig. Dem steht indes als Vorteil der – ebenfalls durch den Statuten-
wechsel bewirkte – Schutz gegenüber, den das deutsche Scheidungsfolgenrecht der
Kl. als geschiedener Ehefrau gewährt. Im Hinblick auf diesen Schutz ist es für die
Kl. nicht schlechthin unzumutbar, sich an dem als Morgengabe vereinbarten Betrag
festhalten zu lassen. Auf die Frage, ob die Kl. aus der Anwendbarkeit des deutschen
Scheidungsfolgenrechts konkrete Vorteile zieht, ob sie also insbesondere nachehe-
lichen Unterhalt oder Versorgungsausgleich beanspruchen kann, kommt es nicht an.
Denn jedenfalls kann vom Bekl. nicht ohne weiteres erwartet werden, er hätte sich
bei Vertragsschluss – in (hypothetischer) Kenntnis der künftigen Entwicklung und
damit auch der späteren Geltung des deutschen Scheidungsfolgenrechts für seine
Ehe – redlicherweise auf eine Regelung einlassen müssen, die der Ehefrau – ne-
ben möglichen mit dem Statutenwechsel einhergehenden Vorteilen – zusätzlich eine
automatische Anpassung der Morgengabe an die iranische Währungsentwicklung
verbürgt.

3. Damit [bleibt] es bei dem der Kl. vom AG bereits rechtskräftig zugesprochenen
Betrag. Auf die von der Revision angesprochene Frage, ob ein Anspruch der Kl.
auf die Morgengabe – im Hinblick auf die behauptete Abwesenheit ihres Vaters bei
der Eheschließung und einen damit möglicherweise einhergehenden Wirksamkeits-
mangel der Ehe – überhaupt entstanden ist, kommt es nicht an. Ebenso kommt es
nicht darauf an, ob und inwieweit (bejahendenfalls) ein solcher Anspruch im Wege
der Auslegung des Morgengabeversprechens um ein Entgelt zu mindern ist, das die
Kl. dem Bekl. bei einer nach iranischem Recht erfolgten Scheidung schulden würde
(vgl. dazu OLG Hamburg, FamRZ 2004, 45912; ablehnend etwa Wurmnest aaO
1883).“

3. Eheliches Güterrecht

Siehe auch Nrn. 123, 124, 296

63. Art. 4 EGBGB nimmt die Rückverweisung an, die sich aus der kollisions-
rechtlichen Bestimmung von Art. 161 I (Wohnsitzanknüpfung des Güterrechts-
status) des Familiengesetzbuchs der Russischen Föderation vom 29.12.1995 (SZ
1996 Nr. 1 Pos. 16) ergibt.

Dies gilt auch insoweit, als die geänderte ausländische Kollisionsnorm zu einer
nachträglichen Wandelbarkeit des Güterrechtsstatus nach Wegfall der nach deut-
schem Kollisionsrecht maßgebenden Anknüpfungstatsachen führt.

12 IPRspr. 2003 Nr. 67.
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Der Senat hält an der gegenläufigen Versteinerungstheorie insoweit nicht mehr
fest, als diese die Berücksichtigung nachträglicher Änderungen der ausländischen
Kollisionsnormen ausschließt.

Auf die Erbfolge eines Spätaussiedlers, der nach seiner Eheschließung und Über-
siedlung aus Russland die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat und nach In-
krafttreten des russischen Familiengesetzbuchs mit Wohnsitz in Deutschland ver-
storben ist, findet § 1371 BGB Anwendung.

OLG Hamm, Beschl. vom 8.10.2009 – I-15 Wx 292/08: NJW-RR 2010, 1091;
FamRZ 2010, 975; Rpfleger 2010, 24; FGPrax 2010, 38; RNotZ 2010, 206; ZEV
2010, 251. Leitsatz in DNotI-Report 2009, 194.

Die Beteiligte zu 1) ist die Witwe des Erblassers, der Beteiligte zu 2) deren gemeinsamer Sohn. Die Betei-
ligte zu 1) und der Erblasser waren zur Zeit ihrer Eheschließung am 25.8.1979 Staatsbürger der damaligen
Sowjetunion. Sie kamen im März 1994 als Spätaussiedler in die Bundesrepublik Deutschland und erwarben
hier durch Einbürgerung am 8.1.1996 die deutsche Staatsangehörigkeit. Die Beteiligte zu 1) hat beantragt,
ihr einen Erbschein zu erteilen, der sie und den Beteiligten zu 2) als Miterben zu 1/2 ausweist. Hierbei hat
sie angegeben, mit dem Erblasser im Güterstand der Zugewinngemeinschaft gelebt zu haben. Nach mehre-
ren Nachfragen hat das AG den Erbscheinantrag mit der Begründung zurückgewiesen, dass sich die dem
Antrag zugrunde liegenden Erbquoten nicht feststellen ließen, weil der maßgebende Güterstand nicht habe
aufgeklärt werden könne.

Die hiergegen gerichtete Beschwerde der Beteiligten zu 1) hat das LG zurückgewiesen, wogegen sich die
Beteiligte mit der weiteren Beschwerde wendet.

Aus den Gründen:

„II.) Die weitere Beschwerde ist nach den §§ 27, 29 FGG statthaft sowie form-
gerecht eingelegt.

Die Beschwerdebefugnis der Beteiligten zu 1) ergibt sich daraus, dass ihre Erst-
beschwerde ohne Erfolg geblieben ist.

In der Sache ist die weitere Beschwerde begründet, da die Entscheidung des LG
auf einer Verletzung des Rechts beruht, § 27 I FGG.

In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist das LG zutreffend von einer zulässigen Erst-
beschwerde ausgegangen. In der Sache hält die landgerichtliche Entscheidung der
rechtlichen Prüfung jedoch nicht stand.

Das LG ist im Ansatz zutreffend davon ausgegangen, dass sich die Erbfolge ge-
mäß Art. 25 I EGBGB nach deutschem Recht richtet, da der Erblasser zum Zeit-
punkt seines Ablebens deutscher Staatsangehöriger war. Richtig ist weiter, dass sich
mit Rücksicht auf § 1931 I 1 BGB eine Erbquote von je 1/2 nur ergibt, wenn das
gesetzliche Ehegattenerbrecht durch einen erbrechtlich relevanten, pauschalen ehe-
güterrechtlichen Ausgleich in Höhe von einem Viertel ergänzt wird.

Der Senat folgt dem LG auch noch insoweit, als dieses angenommen hat, dass sich
diese Frage auch hinsichtlich ihrer erbrechtlichen Konsequenzen kollisionsrechtlich
nach dem Ehegüterstatut (Art. 15 I, 14 i.V.m. 220 EGBGB) beurteilt. Denn auch
dann, wenn man entgegen der wohl h.M. § 1371 BGB als erbrechtliche Norm an-
sieht (zum Meinungsstand vgl. Staudinger-Mankowski, BGB, Neub. 2004, Art. 15
EGBGB Rz. 342 ff.), so setzt die Vorschrift doch voraus, dass die Eheleute im Güter-
stand der Zugewinngemeinschaft lebten (BGHZ 40, 32 = NJW 1963, 1975; Senat,
NJW 1977, 15911; Staudinger-Mankowski aaO Rz. 344).

1 IPRspr. 1976 Nr. 42.
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Das maßgebende Ehegüterrechtsstatut lässt sich hier nicht aus einer unmittel-
baren Anwendung von § 1 des Gesetzes über den ehelichen Güterstand von Ver-
triebenen und Flüchtlingen vom 4.8.1969 (BGBl. I 1067) ableiten. Nach den Fest-
stellungen der Vorinstanzen fallen die Beteiligte zu 1) und der Erblasser als Spätaus-
siedler unter § 4 BVFG. Das VertriebenengüterstandsG wurde nicht auf die Än-
derung des BVFG, die dieses durch die Einführung des Begriffs der Spätaussiedler
erfahren hat, abgestimmt. Sein § 1 I 1 verweist nämlich weiterhin auf ‚Vertriebene
oder Sowjetzonenflüchtlinge‘ (§§ 1, 3, 4 BVFG). Sowohl nach dem Wortlaut als
auch systematisch erstreckt sich diese Verweisung nicht auf den Personenkreis der
Spätaussiedler (Staudinger-Mankowski aaO Rz. 438 m.w.N. pro und contra).

Die Frage einer analogen Anwendbarkeit des VertriebenengüterstandsG kann für
die Entscheidung des Senats offen bleiben. Denn die rechtliche Überprüfung der
Entscheidung des LG führt zu dem Ergebnis, dass bereits aufgrund allgemeiner IPR-
Regeln deutsches Recht auf die güterrechtlichen Folgen der Beendigung der Ehe
anzuwenden ist:

Richtig ist allerdings der rechtliche Ausgangspunkt der Entscheidung des LG,
dass nämlich die maßgebenden deutschen Kollisionsnormen (Art. 220 III 2 i.V.m.
Art. 15 I, 14 I Nr. 1 EGBGB) auf das sowjetische Recht verweisen, da der Erb-
lasser und die Beteiligte zu 1) im Zeitpunkt der Eheschließung sowjetische Staats-
angehörige waren. Das LG hat jedoch nicht berücksichtigt, dass die Verweisung des
deutschen Kollisionsrechts gemäß Art. 4 I 1 EGBGB grundsätzlich als Gesamtver-
weisung zu verstehen ist, die neben den Sachvorschriften des fremden Rechts auch
dessen IPR erfasst. Es ist daher stets zu prüfen, ob das in Bezug genommene Recht
die Verweisung annimmt oder aber in seinen Kollisionsregeln eine Rückverweisung
enthält, die das deutsche Recht seinerseits annimmt. Hinsichtlich der ehegüterrecht-
lichen Verweisung in Art. 15 I, 14 I EGBGB ist weitgehend anerkannt, dass eine
Rückverweisung dem Sinn dieser Verweisung nicht widerspricht, Art. 4 I 1 EGBGB
mithin grundsätzlich Anwendung findet (Staudinger-Mankowski aaO Rz. 39; Stau-
dinger-Hausmann aaO [2003] Art. 4 EGBGB Rz. 186 f.; MünchKomm-Siehr, 4.
Aufl., Art. 15 EGBGB Rz. 125; Palandt-Thorn, BGB, 68. Aufl., Art. 15 EGBGB
Rz. 2).

Zu prüfen war und ist daher zunächst, ob das sowjetische Recht eine Rückverwei-
sung auf das deutsche Recht beinhaltet. Dabei ist nach Auffassung des Senats auf
die Rechtslage im Zeitpunkt des Erbfalls abzustellen. Dem steht der sog. Grund-
satz der Unwandelbarkeit nicht entgegen. Allerdings ist das Güterrechtsstatut nach
Art. 15 I, 14 I Nr. 1 EGBGB dadurch, dass es an die Staatsangehörigkeit der Ehe-
gatten im Zeitpunkt der Eheschließung anknüpft, in dem Sinne unwandelbar, dass
spätere tatsächliche Änderungen, wie z.B. ein Wechsel der Staatsangehörigkeit, für
die kollisionsrechtliche Anknüpfung selbst grundsätzlich irrelevant sind. Eine an-
dere Frage ist, ob und ggf. inwieweit man Rechtsänderungen innerhalb der durch
das deutsche Kollisionsrecht berufenen fremden Rechtsordnung auf noch nicht ab-
geschlossene Sachverhalte anwendet.

Der Senat vertritt insoweit die Auffassung, dass jedenfalls Änderungen des durch
die Gesamtverweisung erfassten fremdem Kollisionsrechts einschließlich der hierzu
gehörigen intertemporalen Regelungen zu berücksichtigen sind. Es entspricht heute
der wohl ganz h.M., dass sich die Verweisung auf das jeweils geltende Recht be-
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zieht, wobei sich im Falle einer Rechtsänderung die konkret anzuwendende Norm
aus den intertemporalen Regeln des fremden Rechts ergibt (KG, FamRZ 2005,
16762; OLG Hamm, FamRZ 2006, 13833; Staudinger-Mankowski aaO Rz. 47;
Bamberger-Roth-Lorenz, BGB [2008], Einl. IPR Rz. 41; MünchKomm-Sonnen-
berger aaO Einl. IPR Rz. 650; Palandt-Thorn aaO Rz. 3; a.A. aus der neueren
Lit. etwa Prütting-Wegen-Weinreich-Rausch, BGB, 3. Aufl., Art. 15 EGBGB Rz. 4).
Im Gegensatz hierzu wurde in der älteren Rechtsprechung – auch durch den Senat
– die sog. Versteinerungstheorie vertreten, wonach die Verweisung solche Rechts-
änderungen des fremden Rechts nicht mehr erfasst, die nach einem Wegfall der nach
deutschem Kollisionsrecht maßgebenden Anknüpfungstatsachen eintreten (BGH,
NJW 1963, 1975, 1976; Senat aaO1 1593; BayObLG, NJW 1959, 17344; FamRZ
1961, 3195; OLG Stuttgart, NJW 1958, 1972, 1973; OLG Bamberg, DNotZ 1965,
169).

Der Senat hält an seiner bisherigen Rechtsprechung insoweit nicht mehr fest, als
eine Rechtsänderung hinsichtlich des IPR der durch die deutschen Kollisionsregeln
in Bezug genommenen fremden Rechtsordnung in Frage steht. Jedenfalls insoweit
erscheint dem Senat das von der älteren Rechtsprechung in den Vordergrund ge-
stellte Argument des Vertrauensschutzes nicht mehr hinreichend tragfähig. Art. 15 I
i.V.m. Art. 14 I EGBGB verweist als Gesamtverweisung vorbehaltlos auch auf die
Kollisionsregeln der fremden Rechtsordnung, wobei das deutsche Recht eine Rück-
verweisung akzeptiert (vgl. oben). Dies gilt auch dann, wenn es sich um eine sog.
bewegliche Rückverweisung handelt, die sich daraus ergibt, dass das fremde Kolli-
sionsrecht eine wandelbare Anknüpfung beinhaltet, indem sie z.B. auf den jeweili-
gen Aufenthalt oder die jeweilige Staatsangehörigkeit abstellt, und dies für den im
Einzelfall maßgebenden Zeitpunkt zur Anwendung deutschen Rechts führt (OLG
Hamm, IPRspr 1974 Nr. 62; Staudinger-Mankowski aaO Rz. 39; Staudinger-Haus-
mann aaO Rz. 187; MünchKomm-Siehr aaO; Bamberger/Roth/Mörsdorf-Schulte,
BGB [2008], Art. 15 EGBGB Rz. 91). Akzeptiert das deutsche Recht jedoch in die-
sen Fällen eine Wandelbarkeit des Güterstatuts infolge Veränderung der maßgeben-
den Anknüpfungstatsachen, so ist es wenig überzeugend, unter dem Aspekt des Ver-
trauensschutzes die Wandelbarkeit infolge einer Änderung des in Bezug genomme-
nen fremden Kollisionsrechts auszuschließen. Diejenigen Betroffenen, die in der La-
ge sind, die güterrechtlichen Folgen einer tatsächlichen Veränderung ihrer Lebens-
verhältnisse nach Maßgabe des IPR nachzuvollziehen, werden in aller Regel auch in
der Lage sein, Veränderungen in ihrem vormaligen Heimatrecht nachzuvollziehen.
Hinzu kommt, dass dem Aspekt des Vertrauensschutzes auch ohne eine generel-
le Versteinerung im Zeitpunkt des Wegfalls der Anknüpfungstatsachen Rechnung
getragen werden kann. Zunächst können die ‚wohlerworbenen Rechte‘ der Betrof-
fenen grundsätzlich durch eine sachgerechte Bestimmung des Rechtsanwendungs-
zeitpunkts, die eine Einwirkung auf bereits abgeschlossene Sachverhalte vermeidet,
geschützt werden. Soweit die intertemporalen Vorschriften des in Bezug genomme-
nen Rechts hingegen eine Rückwirkung vorsehen, die mit dem Grundgesetz nicht
vereinbar ist und der durch die Bestimmung des Rechtsanwendungszeitpunkts nicht
begegnet werden kann, kann unmittelbar auf Art. 6 EGBGB zurückgegriffen werden.

2 IPRspr. 2004 Nr. 53.
3 IPRspr. 2006 Nr. 49.

4 IPRspr. 1958–1959 Nr. 120.
5 IPRspr. 1960–1961 Nr. 101a.
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In diesem Zusammenhang ist auch zu berücksichtigen, dass die o.a. Rechtspre-
chung ausnahmslos Fälle betrifft, in denen sich die Frage des anwendbaren Rechts
vor dem Hintergrund der massenhaften Flucht oder Vertreibung in der Folge des
Zweiten Weltkriegs und des sich entwickelnden Ost-West-Konflikts stellte. In die-
ser Situation stellte sich aus der damaligen Sicht die Frage, wie den berechtigten
Erwartungen der Betroffenen Rechnung getragen und ein als unerträglich empfun-
denes Auseinanderklaffen zwischen der sozialen Wirklichkeit der Betroffenen und
dem anwendbaren Recht verhindert werden konnte. Damit ging es letztlich um die
Abwehr eines als den Betroffenen nachteilig empfundenen (sachlichen) Rechts und
damit um eine verallgemeinernde Anwendung der Grundsätze des ordre public (so
zu Recht MünchKomm-Sonnenberger aaO Rz. 663; Staudinger-Mankowski aaO
Rz. 61). Da die o.a. bzw. eine vergleichbare Problemlage bei den heute bestehenden
Verhältnisse allenfalls in einem Bruchteil der in Betracht kommenden Fälle zutrifft,
erscheint es auch unter diesem Aspekt als sachgerechter und methodenehrlicher, die
Problemlösung im Einzelfall zu suchen.

Soweit der Senat damit die Versteinerungstheorie hinsichtlich des in Bezug ge-
nommenen IPR aufgibt, liegen die Voraussetzungen für eine Vorlage an den BGH
gemäß § 28 II FGG nicht vor. Die o.a. Entscheidung des BGH sowie die auf weitere
Beschwerde ergangenen Entscheidungen des OLG Bamberg sowie des BayObLG be-
treffen allein die Anwendbarkeit eines geänderten materiellen Ehegüterrechts, nicht
hingegen die Anwendung eines geänderten IPR. Zwar spricht sich das BayObLG
in seinem Beschluss vom 28.3.1961 auch für eine Anwendung der Versteinerungs-
theorie auf das IPR aus [aaO 3) a.E.]. Hierauf beruht die Entscheidung jedoch nicht,
da das BayObLG auch eine Relevanz der Änderung des (dort: tschechischen) IPR
für den konkreten Fall verneint hat. Die Entscheidung des OLG Stuttgart will zwar
auch die Berücksichtigung einer Änderung des fremden IPR nach Begründung des
Güterstands ausschließen. Unabhängig davon, ob dies Entscheidung auf dieser Auf-
fassung beruht, begründet sie bereits deshalb keine Vorlagepflicht nach § 28 II FGG,
weil sie nicht auf weitere Beschwerde ergangen ist. Hinzu kommt, dass von einer Di-
vergenz in der nämlichen Rechtsfrage nicht mehr ausgegangen werden kann, wenn
das maßgebende Gesetz geändert worden ist, und der Gesetzesänderung ein geän-
dertes Regelungskonzept zugrunde liegt (BGH, NJW 1993, 3069 f.). Hiervon ist
bei der Änderung des Art. 15 EGGVG durch das IPRG auszugehen. Zwar hat der
Gesetzgeber an der grundsätzlichen Unwandelbarkeit des Ehegüterstatuts festgehal-
ten, sich im Gesetzgebungsverfahren jedoch ausdrücklich dazu bekannt, dass eine
(bewegliche) Rückverweisung beachtlich sein soll und etwaige aus dem Staatsange-
hörigkeitsprinzip folgende Nachteile allein nach den Grundsätzen des ordre public
zu beurteilen sind (BT-Drucks. 10/504 S. 31).

Bei der demnach zu beachtenden Entwicklung des vormaligen Heimatrechts der
Eheleute im Bereich des IPR ist danach zunächst zu berücksichtigen, dass die Gesetz-
gebungshoheit mit dem Zerfall der Sowjetunion auf die Folgestaaten, hier die Russi-
sche Föderation, übergegangen ist, wobei die völkerrechtlichen Einzelheiten hierbei
nicht von entscheidender Bedeutung sind (vgl. hierzu etwa Bamberger-Roth-Lorenz
aaO). In der Russischen Föderation ist am 1.3.1996 das neue Familiengesetzbuch
vom 29.12.1995 in Kraft getreten. Dieses Gesetz enthält in seinen Art. 156 ff. ei-
ne eigenständige Kodifikation des IPR für die Bereiche des Ehe- und Familienrechts
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(vgl. hierzu und zum Folgenden KG aaO2; Bergmann-Ferid-Henrich, Internatio-
nales Ehe- und Kindschaftsrecht., Russische Förderation S. 32 ff.; Staudinger-Haus-
mann aaO Anh zu Art. 4 EGBGB Rz. 464 ff.; AnwaltKomm-Sultanova, BGB, 2005,
Bd. 4, Länderbericht Russland). Auf eine vor dem Inkrafttreten geschlossene Ehe
findet das Gesetz gemäß der intertemporalen Vorschrift des Art. 169 Nr. 1 Satz 2
FGB insoweit Anwendung, als die aus ihr folgenden Rechte und Pflichten erst nach
dem Inkrafttreten entstanden sind. Da der Anspruch auf güterrechtliche Auseinan-
dersetzung der ehelichen Gemeinschaft bei deren Auflösung durch den Tod eines
Ehegatten erst mit dessen Ableben entsteht, sind die Vorschriften des russ. FGB da-
nach auf die hier zu beurteilende Auseinandersetzung anwendbar. Entsprechend den
o.g. Grundsätzen kommt es für die Beachtlichkeit dieser intertemporalen Vorschrift
nicht darauf an, dass die Ehegatten im vorliegenden Fall ihre russische Staatsange-
hörigkeit rund zwei Monate vor dem Inkrafttreten des FGB verloren hatten.

Nach der kollisionsrechtlichen Bestimmung des Art. 161 I russ. FGB bestimmt
sich das Güterstatut primär nach dem (letzten) gemeinsamen Wohnsitz der Ehegat-
ten. Da hierin eine grundsätzlich wandelbare Anknüpfung liegt, verweist die Vor-
schrift für den vorliegenden Fall auf das deutsche Recht, da die Ehegatten zum
Zeitpunkt der Auflösung der ehelichen Gemeinschaft durch den Tod des Erblassers
ihren gemeinsamen Wohnsitz in Deutschland hatten. Da trotz entsprechender Er-
mittlungen der Vorinstanzen für eine Rechtswahl der Ehegatten nichts ersichtlich
ist, ist nach alledem davon auszugehen, dass sich die güterrechtlichen Folgen der
Ehe zwischen dem Erblasser und der Beteiligten zu 1) seit der Begründung ihres
Wohnsitzes in Deutschland nach den deutschen Vorschriften über den gesetzlichen
Güterstand der Zugewinngemeinschaft (§§ 1363 ff. BGB) richten.

Die Vorinstanzen haben somit übersehen, dass infolge der Rückverweisung durch
das zunächst anwendbare russische Recht letztlich deutsches Recht und damit auch
der pauschalisierte Zugewinnausgleich im Todesfall nach §§ 1931 III, 1371 I BGB
zur Anwendung kommt. Da die Zurückweisung des Erbscheinsantrags mithin nicht
auf die Unanwendbarkeit der deutschen Vorschriften gestützt werden kann, war die
Sache unter Aufhebung der Entscheidungen der Vorinstanzen an das AG zurückzu-
verweisen, damit das Verfahren dort fortgesetzt und abgeschlossen werden kann.“

4. Ehescheidung, Ehetrennung

64. Tritt die Rechtsfolge der Nichtigkeit einer Eheschließung nach dem Ehestatut
(hier: Kanada) bei noch bestehender Ehe ex lege ein und bedarf es hiernach keiner
gerichtlichen Entscheidung, besteht ein Rechtsschutzinteresse an der Feststellung
der Nichtigkeit der Ehe. [LS der Redaktion]

a) AG Seligenstadt, Urt. vom 17.1.2008 – 32 F 695/5 S: IPRax 2008, 443.
b) OLG Frankfurt/Main, Urt. vom 5.11.2009 – 1 UF 30/08: FamRZ 2010, 1560.

Leitsatz in IPRax 2010, 175.

Die Parteien haben 1997 in Brasilien die Ehe geschlossen. Die ASt. besitzt die deutsche und die brasilia-
nische, der AGg. die italienische und die brasilianische Staatsangehörigkeit. Die Parteien waren bereits im
April 1988 in Kanada die Ehe eingegangen, wobei der AGg. zu diesem Zeitpunkt noch verheiratet war. Vor


